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ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft 
 

Hannover 
 

ISIN: DE 000 825 0002 
WKN: 825 000 

 
 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2025 
 
 

Wir laden unsere Aktionäre hiermit zu unserer 
 

131. ordentlichen Hauptversammlung 
 
ein, die 
 

am Donnerstag, 28.08.2025, um 11:00 Uhr, 
 

im Festsaal Altes Rathaus, Schmiedestraße 3, 30159 Hannover, stattfinden wird. 
 

 
I. Tagesordnung 

 
1. Vorlage 

• des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2024, 
• des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2024, 
• des Lageberichts und des Konzernlageberichts für das Ge-

schäftsjahr 2024 (01.01.2024 bis 31.12.2024) jeweils einschließ-
lich des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben 
nach § 289a, § 315a HGB sowie 

• des Berichts des Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr 2024 
 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands 
für das Geschäftsjahr 2024 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtie-
renden Mitgliedern des Vorstands Entlastung für diesen Zeitraum zu erteilen. 
 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichts-
rats für das Geschäftsjahr 2024 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtie-
renden Mitgliedern des Aufsichtsrats Entlastung für diesen Zeitraum zu er-
teilen. 
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4. Wahl des Abschlussprüfers, Konzernabschlussprüfers und des Prü-
fers des Nachhaltigkeitsberichts für das Geschäftsjahr 2025 
(01.01.2025 bis 31.12.2025) 
 
Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Finanz- und Prüfungsaus-
schusses vor, wie folgt zu beschließen: 
 
4.1 Die KPMG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft AG, Niederlassung Hanno-

ver, wird zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Ge-
schäftsjahr 2025 gewählt. 

 
4.2 Die KPMG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft AG, Niederlassung Hanno-

ver, wird zum Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts für das Geschäftsjahr 
2025 bestellt. 

 
Die Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rats 
vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 
und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen bedarf eines deut-
schen Umsetzungsgesetzes („CSRD-Umsetzungsgesetz“). Zum Zeitpunkt 
der Verabschiedung der Beschlussvorschläge der Verwaltung an die Haupt-
versammlung war ein CSRD-Umsetzungsgesetz noch nicht verabschiedet; 
es lag lediglich ein Gesetzesentwurf (Regierungsentwurf vom 23. Juli 2024) 
vor. Die Wahl des Prüfers der Nachhaltigkeitsberichterstattung erfolgt daher 
für den Fall, dass der deutsche Gesetzgeber in einem CSRD-Umsetzungs-
gesetz eine Wahl dieses Prüfers durch die Hauptversammlung verlangt. 
 
Der Finanz- und Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung frei 
von ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine die Aus-
wahlmöglichkeiten beschränkende Klausel im Sinne von Art. 16 Abs. 6 der 
EU-Abschlussprüferverordnung auferlegt wurde. 
 
Die Beschlussfassung über Ziffer 4.1 und 4.2 erfolgt in getrennten Abstim-
mungen. 

 
5. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts 

 
Aufsichtsrat und Vorstand haben gemäß § 162 AktG für das Geschäftsjahr 
2024 einen Vergütungsbericht erstellt. Der Vergütungsbericht wurde nach 
§ 162 Abs. 3 AktG durch den Abschlussprüfer daraufhin geprüft, ob die ge-
setzlich geforderten Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht wur-
den. Der Vermerk über die Prüfung des Vergütungsberichts ist dem Vergü-
tungsbericht beigefügt. 
 
Der Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 und der Prüfungsvermerk 
sind von der Einberufung der Hauptversammlung an auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter https://www.uestra.de/hauptversammlung zugänglich. In 
der Hauptversammlung liegen diese Unterlagen ebenfalls zur Einsichtnahme 
aus. Eine inhaltliche Wiedergabe des Vergütungsberichts in dieser Einla-
dung ist nach der Neufassung von § 124 Abs. 2 Satz 3 AktG nicht mehr 
erforderlich. 
  
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und 
geprüften Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 zu billigen. 
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6. Beschlussfassung über die Billigung des Systems zur Vergütung der 
Mitglieder des Vorstands 
 
Nach § 120a Abs. 1 Satz 1 AktG beschließt die Hauptversammlung einer 
börsennotierten Gesellschaft über die Billigung des vom Aufsichtsrat vorge-
legten Vergütungssystems für die Mitglieder des Vorstands bei jeder wesent-
lichen Änderung des Vergütungssystems, mindestens jedoch alle vier Jahre. 
Zuletzt wurde das Vergütungssystem der Mitglieder des Vorstands durch die 
Hauptversammlung der ÜSTRA am 15. Juli 2021 gebilligt, so dass turnus-
mäßig eine erneute Beschlussfassung erforderlich ist. Ein das Vergütungs-
system bestätigender Beschluss ist zulässig. 
 
Der Aufsichtsrat hat das von der Hauptversammlung am 15. Juli 2021 be-
schlossene System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder überprüft. Die 
Überprüfung hat keinen strukturellen Änderungsbedarf ergeben; das gel-
tende System hat sich vielmehr bewährt.  
 
Das System zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands ist von der Einbe-
rufung der Hauptversammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft un-
ter https://www.uestra.de/hauptversammlung zugänglich. In der Hauptver-
sammlung liegt das Vorstandsvergütungssystem ebenfalls zur Einsicht-
nahme aus. Eine inhaltliche Wiedergabe des Vergütungssystems in dieser 
Einladung ist nach der Neufassung von § 124 Abs. 2 Satz 3 AktG nicht mehr 
erforderlich.  
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, das von der Hauptversammlung am 15. Juli 
2021 beschlossene System zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands zu 
bestätigen. 
 

7. Beschlussfassung über die Billigung des Systems zur Vergütung der 
Mitglieder des Aufsichtsrats 
 
Nach § 113 Abs. 3 AktG ist bei börsennotierten Gesellschaften mindestens 
alle vier Jahre über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder zu beschlie-
ßen, wobei ein bestätigender Beschluss zulässig ist. Nach § 13 der Satzung 
der ÜSTRA erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats neben dem Ersatz ihrer 
baren Auslagen eine von der Hauptversammlung festzusetzende Vergütung. 
Die Hauptversammlung hat zuletzt am 15. Juli 2021 über die Vergütung des 
Aufsichtsrats beschlossen, so dass turnusmäßig eine erneute Beschlussfas-
sung erforderlich ist. 

 
Vorstand und Aufsichtsrat haben das von der Hauptversammlung am 15. Juli 
2021 beschlossene System zur Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder über-
prüft. Die Überprüfung hat keinen strukturellen Änderungsbedarf ergeben; 
das geltende System hat sich vielmehr bewährt. Die Vergütung ist nach Auf-
fassung von Vorstand und Aufsichtsrat weiterhin angemessen und soll un-
verändert bleiben. 
 
Das System zur Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats ist von der Ein-
berufung der Hauptversammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter https://www.uestra.de/hauptversammlung zugänglich. In der Hauptver-
sammlung liegt das Aufsichtsratsvergütungssystem ebenfalls zur Einsicht-
nahme aus. Eine inhaltliche Wiedergabe des Vergütungssystems in dieser 
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Einladung ist nach der Neufassung von § 124 Abs. 2 Satz 3 AktG nicht mehr 
erforderlich. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, das von der Hauptversammlung am 
15. Juli 2021 beschlossene System zur Vergütung der Aufsichtsratsmitglie-
der zu bestätigen. 
 

 
8. Beschlussfassung über die Entlastung ehemaliger Mitglieder des Vor-

stands für das Geschäftsjahr 2017 
 
Die Hauptversammlung der Gesellschaft hatte in der Vergangenheit mehr-
mals die Beschlussfassung über die Entlastung der im Dezember 2017 aus-
geschiedenen Vorstandsmitglieder Herrn André Neiß und Herrn Wilhelm Lin-
denberg für das Geschäftsjahr 2017 vertagt. Die Vertagung erfolgte vor dem 
Hintergrund, dass der Aufsichtsrat eine Prüfung in Auftrag gegeben hatte, ob 
sich die ehemaligen Mitglieder des Vorstands während ihrer Amtszeit mög-
licherweise pflichtwidrig verhalten haben und dieses Verhalten zu einem 
Schaden der Gesellschaft geführt hat. Gegenwärtig führen die Parteien vor 
diesem Hintergrund einen Rechtsstreit vor dem Landgericht Hannover. Die 
Beschlussfassung über die Entlastung der vorgenannten ehemaligen Vor-
standsmitglieder soll daher nochmals vertagt werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der aus dem Vor-
stand im Dezember 2017 ausgeschiedenen Mitglieder, namentlich Herrn 
André Neiß und Herrn Wilhelm Lindenberg, für das Geschäftsjahr 2017 bis 
zur ordentlichen Hauptversammlung für das Geschäftsjahr 2025 zu verta-
gen. 

 
 
III. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

 
Das Grundkapital unserer Gesellschaft zum Zeitpunkt der Einberufung der Haupt-
versammlung beträgt EUR 67.490.528,32 Euro (gerundet) und ist eingeteilt in 
26.400.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien. 
 
Die Gesamtzahl der Stimmrechte zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-
sammlung beträgt 26.400.000. Von diesen 26.400.000 Stimmrechten ruhen der-
zeit keine Stimmrechte. 

 
IV. Teilnahme an der Hauptversammlung 
 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts ist 
nur berechtigt, wer uns seine Berechtigung nachweist (Aktionärsnachweis). Zum 
Nachweis dieser Berechtigung bedarf es eines Nachweises des Anteilsbesitzes 
durch den Letztintermediär, wobei die Übermittlung des Nachweises gemäß 
§ 67c Abs. 3 AktG ausreicht. Der Nachweis ist in deutscher oder englischer Spra-
che zu erbringen. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Geschäfts-
schluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung (Nachweisstichtag) zu bezie-
hen.  

 
Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich daher auf 
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Mittwoch, 06.08.2025, 24:00 Uhr, (Nachweisstichtag) 
 
beziehen und muss unserer Gesellschaft 

 
bis spätestens Donnerstag, 21.08.2025, 24:00 Uhr, 

 
unter der nachfolgenden Anschrift oder E-Mail-Adresse zugehen: 

 
ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10, 80637 München 
eMail: anmeldung@linkmarketservices.eu 
 

Anderweitig adressierte Nachweise werden nicht berücksichtigt. 
 
Für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts 
gilt als Aktionär nur derjenige, der den Anteilsbesitz ordnungsgemäß nachweist.  
 
Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung von 
Aktionärsrechten sowie der Umfang des Stimmrechts richten sich ausschließlich 
nach dem ordnungsgemäß nachgewiesenen Anteilsbesitz. Mit dem Nachweis-
stichtag ist keine Sperre für die Veräußerung von Aktien verbunden. Auch bei voll-
ständiger oder teilweiser Veräußerung von Aktien nach dem Nachweisstichtag ist 
für die Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der ordnungs-
gemäß nachgewiesene Anteilsbesitz maßgebend. Personen, die zum Nachweis-
stichtag keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind an der Ver-
sammlung weder teilnahme- noch stimmberechtigt, es sei denn, sie haben sich 
insoweit bevollmächtigen lassen oder sind hierzu ermächtigt. 

 
V. Eintrittskarte 

 
Jedem Aktionär, der seine Berechtigung zur Teilnahme und zur Stimmrechtsaus-
übung ordnungsgemäß nachgewiesen hat, wird eine Eintrittskarte für die Haupt-
versammlung übersandt. Die Vorlage der Eintrittskarte dient der organisatorischen 
Erleichterung der Hauptversammlung und stellt keine Teilnahmevoraussetzung 
nach vorstehendem Abschnitt IV. dar. 
 

VI. Ausübung des Stimmrechts durch Vollmachts- und Weisungserteilung an 
die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
 
Als Service bieten wir unseren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte wei-
sungsgebundene Stimmrechtsvertreter zur Ausübung ihres Stimmrechts auf der 
Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Auch in diesem Fall ist ein ordnungsge-
mäßer Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen er-
forderlich. Soweit von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter bevoll-
mächtigt werden, müssen diesen in jedem Fall Weisungen zu den einzelnen Ta-
gesordnungspunkten für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimm-
rechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Ohne solche aus-
drücklichen Weisungen werden die Stimmrechtsvertreter das Stimmrecht nicht 
ausüben. 
 
Die Erteilung der Vollmacht, die Erteilung von Weisungen und deren Änderung 
sowie der Widerruf der Vollmacht an die Stimmrechtsvertreter bedürfen der 
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Textform (§ 126b BGB); sie sind nur auf den nachfolgend beschriebenen Wegen 
möglich: 

 
Im Vorfeld der Hauptversammlung ist die Erteilung einer Vollmacht mit Weisungen 
an die Stimmrechtsvertreter mittels des Vollmachts- und Weisungsformulars mög-
lich, das die Aktionäre zusammen mit Eintrittskarte zur Hauptversammlung erhal-
ten. Das entsprechende Formular steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter  
 

https://www.uestra.de/hauptversammlung 
 
zum Download bereit. 
 
Die mittels Vollmachts- und Weisungsformular vorgenommene Bevollmächtigung 
der Stimmrechtsvertreter und Erteilung von Weisungen an sie bereits im Vorfeld 
der Hauptversammlung sollen aus organisatorischen Gründen der Gesellschaft bis 
27.08.2025, 24.00 Uhr (Zeitpunkt des Eingangs), zugehen. Die Bevollmächtigung 
und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-
ter mittels Vollmachts- und Weisungsformular sind ausschließlich an folgende An-
schrift oder E-Mail-Adresse zu richten: 

 
ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10, 80637 München 
eMail: uestra@linkmarketservices.eu 

 
Weitere Hinweise zur Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter sind auf der Eintrittskarte enthalten, wel-
ches die Aktionäre, die ihren Anteilsbesitz ordnungsgemäß nachgewiesen haben, 
zugesandt bekommen. Entsprechende Informationen sind auch im Internet unter 
 

https://www.uestra.de/hauptversammlung 
 

zugänglich. 
 

VII. Bevollmächtigung Dritter zur Ausübung des Stimmrechts und sonstiger 
Rechte 
 
Aktionäre können ihr Stimmrecht und sonstige Rechte nach entsprechender Voll-
machtserteilung durch Bevollmächtigte, zum Beispiel durch Intermediäre, eine Ak-
tionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder einen sonstigen bevollmäch-
tigten Dritten, ausüben lassen. Auch in diesen Fällen ist ein ordnungsgemäßer 
Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. 
Bevollmächtigte Dritte können das Stimmrecht selbst oder durch Vollmacht und 
Weisung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben (siehe oben). Be-
vollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, kann die Gesellschaft gemäß 
§ 134 Abs. 3 Satz 2 AktG eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 
 
Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen gemäß § 134 Abs. 3 Satz 3 AktG der Text-
form (§ 126b BGB), wenn keine Vollmacht nach § 135 AktG erteilt wird. Wir weisen 
darauf hin, dass bei einer Bevollmächtigung zur Stimmrechtsausübung nach § 135 
AktG (Vollmachtserteilung an Intermediäre, Stimmrechtsberater, Aktionärsvereini-
gungen, oder sonstige geschäftsmäßig Handelnde) in der Regel Besonderheiten 

https://www.uestra.de/hauptversammlung
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zu beachten sind. Aktionäre, die eine Vollmacht zur Stimmrechtsausübung nach 
§ 135 AktG erteilen wollen, werden gebeten, etwaige Besonderheiten der Voll-
machtserteilung bei den jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen und sich mit 
diesen abzustimmen. 

 
Die Erteilung der Vollmacht kann gegenüber dem Bevollmächtigten oder gegen-
über der Gesellschaft erfolgen. Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung 
kann dadurch geführt werden, dass der Bevollmächtigte den Nachweis (z. B. die 
Vollmacht im Original oder in Kopie) an die folgende Anschrift oder E-Mail-Adresse 
übermittelt: 

 
ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10, 80637 München 
eMail: uestra@linkmarketservices.eu 

 
Vorstehende Übermittlungswege stehen auch zur Verfügung, wenn die Erteilung 
der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; ein ge-
sonderter Nachweis über die Erteilung der Vollmacht erübrigt sich in diesem Fall. 
Auch der Widerruf einer bereits erteilten Vollmacht kann auf den vorgenannten 
Übermittlungswegen unmittelbar der Gesellschaft gegenüber erklärt werden. 

 
Erfolgt die Erteilung oder der Nachweis einer Vollmacht oder deren Widerruf durch 
eine Erklärung gegenüber der Gesellschaft auf dem Postweg oder per E-Mail, so 
muss diese aus organisatorischen Gründen der Gesellschaft bis zum 27.08.2025, 
24.00 Uhr (Zeitpunkt des Eingangs), zugehen. 

 
Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen wollen, werden gebeten, zur Ertei-
lung der Vollmacht das Formular zu verwenden, welches die Gesellschaft hierfür 
bereitstellt. Es wird den Aktionären, die ihren Anteilsbesitz ordnungsgemäß nach-
gewiesen haben, zusammen mit Eintrittskarte zugesandt und kann auch auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter 
 

https://www.uestra.de/hauptversammlung 
 
heruntergeladen werden. 

 
Kreditinstituten, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberatern und sonstigen In-
termediären oder gemäß § 135 AktG gleichgestellten Personen, die eine Mehrzahl 
von Aktionären vertreten, wird empfohlen sich im Vorfeld der Hauptversammlung 
hinsichtlich der Ausübung des Stimmrechts unter nachfolgender Anschrift oder E-
Mail-Adresse zu melden: 
 

ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10, 80637 München 
eMail: uestra@linkmarketservices.eu 

 
Weitere Hinweise zur Vollmachtserteilung an Dritte sind auf der Eintrittskarte ent-
halten, welche die Aktionäre, die ihren Anteilsbesitz ordnungsgemäß nachgewie-
sen haben, zugesandt bekommen. 
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VIII. Rechte der Aktionäre 
 
Den Aktionären stehen im Vorfeld und während der Hauptversammlung unter an-
derem die folgenden Rechte zu. Weitere Erläuterungen hierzu finden sich unter 
der Internetadresse 

 
https://www.uestra.de/hauptversammlung 

 
1. Ergänzungsanträge zur Tagesordnung 

 
Aktionäre, deren Anteile zusammen mindestens 5 % des Grundkapitals oder 
den anteiligen Betrag von EUR 500.000 erreichen, können verlangen, dass 
weitere Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 
werden (§ 122 Abs. 2 AktG). Jedem neuen Gegenstand muss eine Begrün-
dung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 
 
Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und 
muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung, also 
bis spätestens Montag, 28.07.2025, 24:00 Uhr, zugehen. Die Antragsteller 
haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 
Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis 
zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 
 
Etwaige Ergänzungsverlangen sind ausschließlich an die nachfolgende An-
schrift zu übermitteln: 
 

ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft 
z.Hd. des Vorstands 
Am Hohen Ufer 6 
30159 Hannover, Deutschland 
 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden, sofern sie 
nicht bereits mit der Einberufung bekannt gemacht wurden, unverzüglich 
nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht sowie 
solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegan-
gen werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen 
Union verbreiten. Außerdem werden sie unter  
 

https://www.uestra.de/hauptversammlung 
 
bekannt gemacht und dadurch allen Aktionären mitgeteilt. 
 

2. Gegenanträge und Wahlvorschläge 
 
Jeder Aktionär hat das Recht, Gegenanträge gegen die Vorschläge von Vor-
stand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung zu 
stellen (§ 126 Abs. 1 AktG) sowie Wahlvorschläge hierzu zu machen (§ 127 
AktG). 
 
Die Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich an die nachfol-
gende Anschrift oder E-Mail-Adresse zu richten: 
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ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10, 80637 München  
eMail: gegenantraege@linkmarketservices.eu 

 
Anderweitig adressierte Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden nicht 
berücksichtigt. 
 
Gegenanträge oder Wahlvorschläge, die der Gesellschaft unter der genann-
ten Adresse mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, also bis spä-
testens Mittwoch, 13.08.2025, 24:00 Uhr, zugegangen sind, werden ein-
schließlich einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich über 
die Internetseite der Gesellschaft unter  
 

https://www.uestra.de/hauptversammlung 
 
zugänglich gemacht, es sei denn, der Gegenantrag oder Wahlvorschlag 
muss auf Grund von § 126 Abs. 2 AktG nicht zugänglich gemacht werden 
oder enthält nicht den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der 
vorgeschlagenen Kandidaten, bei juristischen Personen die Firma und den 
Sitz. Die Begründung eines Gegenantrags muss nicht zugänglich gemacht 
werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt.  
 
Wir weisen darauf hin, dass Gegenanträge und Wahlvorschläge, die der Ge-
sellschaft vorab form- und fristgerecht übermittelt worden sind, in der Haupt-
versammlung nur Beachtung finden, wenn sie während der Hauptversamm-
lung mündlich gestellt werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, während 
der Hauptversammlung Gegenanträge oder Wahlvorschläge auch ohne vor-
herige Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. 
 

3. Auskunftsrecht der Aktionäre 
 
Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptver-
sammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, 
einschließlich der rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesell-
schaft zu einem verbundenen Unternehmen, der Lage des Konzerns und der 
in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, zu geben, soweit die 
Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesord-
nung erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht.  
 
Der Vorstand darf zu einzelnen Fragen unter bestimmten Umständen, die in 
§ 131 Abs. 3 AktG näher ausgeführt sind, die Auskunft verweigern, z. B. so-
weit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurtei-
lung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen 
einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen. 
 
Nach § 14 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft ist außerdem der Vorsit-
zende der Versammlung ermächtigt, dass Frage- und Rederecht der Aktio-
näre zeitlich angemessen zu beschränken. 
 

IX. Fahrausweis für den Nahverkehr 
 
Als besonderer Service unserer Gesellschaft wird jedem Aktionär, der seine Be-
rechtigung zur Teilnahme und zur Stimmrechtsausübung ordnungsgemäß 
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nachgewiesen hat, auf Verlangen ein Fahrausweis des Verkehrsverbunds Groß-
raum-Verkehr Hannover (GVH) an die im Aktionärsnachweis angegebene An-
schrift zugesandt (Tageskarte, gültig am Entwertungstag ab dem Zeitpunkt der 
Entwertung bis zum Betriebsschluss). 
 
Eine Haftung für den Zugang des Fahrausweises wird nicht übernommen. 
 
Wir bitten zu beachten, dass es sich hierbei um eine freiwillige Leistung handelt, 
auf die – auch zukünftig – kein Rechtsanspruch besteht. 
 

X. Informationen und Unterlagen auf der Internetseite der Gesellschaft 
 
Diese Einladung zur Hauptversammlung, die der Hauptversammlung zugänglich 
zu machenden Unterlagen einschließlich der unter den Tagesordnungspunkten 
1 und 5 sowie 6 und 7 genannten Unterlagen, die nach § 124a AktG erforderli-
chen Informationen und weitere Erläuterungen zu den Aktionärsrechten vor und 
während der Hauptversammlung sind ab der Einberufung der Hauptversamm-
lung auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
 

 https://www.uestra.de/hauptversammlung 
 
abrufbar. Die zugänglich zu machenden Unterlagen werden auch während der 
Hauptversammlung am Versammlungsort zugänglich gemacht. 
 
Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung unter dersel-
ben Internetadresse bekannt gegeben. 

 
XI. Hinweise zum Datenschutz  

 
Wenn Sie Ihre Berechtigung zur Teilnahme und zur Stimmrechtsausübung nach-
weisen oder eine Stimmrechtsvollmacht erteilen, erheben wir personenbezogene 
Daten über Sie und/oder über Ihren Bevollmächtigten. Dies geschieht, um Aktio-
nären die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu ermög-
lichen. 
 
Die Gesellschaft verarbeitet Ihre Daten als Verantwortlicher unter Beachtung der 
Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sowie aller wei-
teren maßgeblichen Gesetze. Einzelheiten zum Umgang mit Ihren personenbe-
zogenen Daten und zu Ihren Rechten gemäß DSGVO finden Sie auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter: 
 

https://www.uestra.de/hauptversammlung 
 

 
 
Hannover, im Juli 2025 
 
ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe Aktiengesellschaft 
Der Vorstand 


